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Liebe Leserinnen,  

liebe Leser, 

 

die letzten Wochen und Monate waren spannend, wie selten!  

An den Wahlkampfständen, beim Plakate hängen und beim Flyer verteilen, haben wir 

alle gemeinsam darum gekämpft, dass die SPD bei dieser Bundestagswahl zu alter 

Stärke zurückfindet. Mit Olaf Scholz hatten wir einen starken Kanzlerkandidaten an un-

serer Seite, der die Menschen in unserem Land mit seiner klaren Haltung und seiner 

unaufgeregten Art von sich überzeugt hat. Nach dem amtlichen Wahlergebnis dürfen wir 

uns Hoffnung machen, dass er als Kanzler die nächste Regierung anführt.  

Und auch hier vor Ort konnten wir uns am Wahlabend unglaublich freuen! Unsere Kan-

didatin Sonja Eichwede hat nach einem wahnsinnig engagierten und kämpferischen Ein-

satz mit 32 % der erreichten Erststimmen das Direktmandat für die SPD zurückgewon-

nen. Dazu möchte ich Ihr an dieser Stelle ganz herzlich gratulieren und freue mich schon 

auf unsere Zusammenarbeit. Ich bin ganz fest davon überzeugt, dass, wenn die Land-

tagsabgeordnete und die Bundestagsabgeordnete eng zusammenarbeiten, wir noch 

mehr für unsere Stadt erreichen können! 

Aber auch neben dem Wahlkampf sind in den vergangenen Wochen viele Sachen im 

Landtag und in Brandenburg an der Havel passiert, über die ich Euch mit dem vorlie-

genden Newsletter gerne berichten möchte. 

Viel Spaß beim Lesen! 

Eure 
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Neues aus dem Landtag 

Weiterführung des Digitalpakts Schule 

Schon vor Corona war klar, dass viele Schulen in Deutschland bei der digitalen Ausstat-

tung nicht da sind, wo sie eigentlich sein sollten - fehlendes WLAN, zu wenige PCs, 

Laptops und Tablets, Lehrer, die für den Umgang mit den neuen Technologien noch 

unzureichend vorbereitet waren. 

Um den Ländern bei Ihrer Aufgabe, die Schulen fit für das 21. Jahrhundert zu machen, 

zu unterstützen, hat der Bund bereits 2019 den so genannten „DigitalPakt Schule“ auf-

gelegt – ein Investitionsprogramm für die digitale Ausstattung von Schulen in Höhe von 

fünf Milliarden Euro. Zwischen 2019 und 2024 stehen Brandenburg daraus Fördermittel 

im Umfang von 151 Millionen Euro zu. 

Während der Corona-Pandemie hat sich schnell gezeigt, dass es allein mit WLAN an 

den Schulen und einigen neuen PCs in den Computerkabinetten und Klassenräumen 

nicht getan ist. Gebraucht wurden Geräte, die die Schüler daheim im Homeschooling 

nutzen konnten sowie Geräte, Software und neue Lernplattformen, mit deren Hilfe Leh-

rer die Schülerinnen und Schüler aus der Distanz unterrichten konnten. Darüber hinaus 

fehlten an den Schulen Fachkräfte, die die neue digitale Infrastruktur aufbauen und war-

ten konnten. 

Um diese Missstände zu beheben, hat der Bund noch einmal nachgelegt und drei wei-

tere Zusatzprogramme – jeweils im Umfang von 500 Millionen Euro – auf den Weg ge-

bracht.  

Aus dem Programm „Ausstattung mobile Endgeräte“ erhielt Brandenburg 16,8 Millionen 

Euro, um Schülerinnen und Schülern, die zuhause keine eigenen Computer hatten, um 

am Fernunterricht teilzunehmen, Laptops und Tablets für den Heimgebrauch anzuschaf-

fen. Weitere 15,1 Millionen Euro gab der Bund, um Brandenburger Lehrern die IT-Kom-

ponenten zu besorgen, die sie für ihre tägliche Arbeit benötigen. Noch einmal 15,1 Mil-

lionen Euro stehen jetzt mit der dritten Zusatzvereinbarung zum DigitalPakt zur Verfü-

gung, um IT-Administratorinnen und –Administratoren auszubilden und einzustellen. 

An dieser Stelle hapert es leider noch, denn der Fachkräftemangel ist gerade im Bereich 

der IT-Fachkräfte deutlich zu spüren. Unsere Schulen benötigen aber diese neuen „di-
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gitalen Hausmeister“, um die Geräte mit Software zu bespielen, zu warten, für die Si-

cherheit der Dateninfrastruktur zu sorgen und auch um die Lehrer bei Ihrer Arbeit mit 

der digitalen Technik zu beraten, zu unterstützen und zu begleiten. 

 

Kurzum, es braucht Menschen, die dafür sorgen, dass der Tabletkoffer zu Unterrichts-

beginn einsatzfähig, die Batterie des Laptops geladen und die neue Lernsoftware bereits 

geupdated ist. Die digitalen Hausmeister müssen analog zu den altbekannten Haus-

meistern dafür Sorge tragen, dass alle Geräte immer einsatzfähig und auf den neuesten 

Stand sind. 

Das Geld dafür ist da, nun ist es an den Schulen und auch an den Bürgermeistern un-

serer Kommunen, dafür zu sorgen, dass so schnell wie möglich auch wirklich jede 

Schule ihren digitalen Hausmeister bekommt!  
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Neue Corona-Verordnung – Ampel und die 2G-Option 

Zum Glück lassen sich mehr und mehr Menschen gegen Corona impfen. Leider sind die 

Zahlen immer noch nicht so hoch, wie nötig, um einen effektiven Herdenschutz für all 

diejenigen zu ermöglichen, die sich aus gesundheitlichen Gründen nicht impfen lassen 

können oder noch zu jung sind, um eine Impfung zu erhalten. 

Weil deshalb immer noch Maßnahmen nötig sind, um die Zahl von Neuansteckungen 

so niedrig wie möglich zu halten, hat die Landesregierung in ihrer Kabinettssitzung am 

15. September eine weitere Corona-Verordnung erlassen. 

Anders als zuvor hat man sich jedoch jetzt dazu entschlossen, nicht mehr allein die 7-

Tage-Inzidenz zum alleinigen Kriterium für Maßnahmen zur Bekämpfung von Corona 

als Maßstab zu nehmen. 

 

Ob die Landesregierung Einschränkungen zum Schutz der Menschen ergreifen muss, 

wir nun daran bemessen, wie viele Intensivbetten in den Krankenhäusern unseres Lan-

des noch zur Verfügung stehen und wie hoch die Impfquote zum Zeitpunkt der aktuellen 

Infektionslage in einer bestimmten kreisfreien Stadt oder einem Landkreis ist. Damit 
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bleibt die 7-Tage-Inzidenz zwar relevant, ist aber nur noch eine von drei Größen, die für 

die Bewertung der Infektionslage herangezogen wird. 

Damit hat Brandenburg jetzt wie in Berlin und anderen Bundesländern ein Ampelsystem 

geschaffen, um die pandemische Gefährdungslage der Bevölkerung einzuschätzen. 

Der Imfpstoff, der uns noch in den ersten Monaten dieses Jahres in ausreichender 

Menge gefehlt hat, ist mittlerweile vorhanden. Deshalb gibt es in diesen Tagen überall 

terminfreie Angebote, um sich Impfen zu lassen an verschiedenen Stellen der Stadt. 

Unsere Stadt Brandenburg an der Havel ist in dieser Hinsicht vorbildlich, denn wir haben 

zurzeit mit fast 70% Zweitimpfungen die höchste Impfquote im ganzen Land. Helft alle 

mit, dass die Impfquote weiter steigt und mit ihr die Möglichkeiten, geschützt wieder wie 

früher das Leben frei von Einschränkungen genießen zu können! 

 

In der neuen Verordnung ist auch geregelt, dass Ladeninhaber und Gastronomen jetzt 

die Möglichkeit haben, in ihren Geschäften das 2G-Modell umzusetzen, also ohne Auf-

lagen ihre Dienste nur genesenen und geimpften Menschen anzubieten. 
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8 Millionen Euro für die Kultur 

Unsere Wissenschaftsministerin Manja Schüle hat sehr dafür gekämpft, dass die Kultur, 

die in den vergangenen anderthalb Jahren schwer unter den pandemiebedingten Ein-

schränkungen zu leiden hatte, jetzt wieder kräftige Starthilfe erhält.  

Dafür hat die Landesregierung ein 8 Millionen Euro-Paket geschnürt, was Kultureinrich-

tungen dabei unterstützen soll, digitale Prozesse im Kulturbereich vorzubereiten und 

umzusetzen. 

 

Ab sofort und noch bis Dezember 2022 können Anträge beim Land für eine Förderung 

aus diesem Programm gestellt werden. Wer und was genau gefördert werden kann, 

findet man auf der Seite der Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) unter:  

https://kurzelinks.de/Kultureinrichtungen  

Das Ziel ist, Kultureinrichtungen bei der Digitalisierung ihrer Angebote zu unterstützen. 

Manja Schüle und ihr Haus werden die ILB mit fachlichen Stellungnahmen zu den An-

trägen unterstützen. Die Mindestförderung beträgt 200.000 Euro, die maximale Förder-

summe 1,5 Millionen Euro. 

 

https://l.facebook.com/l.php?u=https%3A%2F%2Fkurzelinks.de%2FKultureinrichtungen%3Ffbclid%3DIwAR2S6BiOZqqyDf8kpPKY3umgpqZBdMLSqBePw3b4TRw8tbfg5lOl69_2R-Y&h=AT0eYMgyskFlk2B1Vqs17wUaZyTReL9JuMulnTxsUbMcTwTqhsLKxpFGJxq6l7r0LwXVlgZqrWqkopUi6-Gwe6ROTfSWl5DB-eodAaK3lOdK7i9D3h9qyjuPnhTVG6yuXQ&__tn__=-UK-R&c%5b0%5d=AT1J_1B7f6xbacxnE496qMxF8A2M116dzWnFWGBy25FZdhhrhZFG8Ja0-XecpdXOoNZm2L3SYtRc7vKCcQDQ4KvIBXnewolP3jrFlNfpd1Bu5SGSl0AZdl3CdL497JzbN4W4X5EmKe_7Ve8nX4uklpS9gzl9usbTXgwpEcJki6q9bYU
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Reden im Landtag 

Stromkosten eindämmen – technologieoffene Ausschreibungen für erneuerbare 

Energien 

Stromkosten eindämmen - das hört sich erstmal gut an! Der Antrag der Freien Wähler 

zu diesem Thema am 27. August im Landtagsplenum war allerdings eine Mogelpa-

ckung!  

Hinter der Idee, Solarparks und Windanlagen an Land demnächst in "gemeinsamen 

Ausschreibungen" gegeneinander antreten zu lassen, stand am Ende doch nur wieder 

der Versuch, den weiteren Windkraftausbau in Deutschland zu verhindern. Es gab 

dazu ein Pilotprojekt, das gezeigt hat, dass bei "gemeinsamen Ausschreibungen" unter 

den derzeitigen Bedingungen nur Solar bezuschlagt wird. Keine einzige Windkraftan-

lage kam zum Zug!  

 

Wir brauchen aber einen gesunden Mix aus ALLEN erneuerbaren Energieformen, um 

die Energiewende zu schaffen! Das bestätigte mir die Bundesnetzagentur, die ich zu 

diesem Thema angeschrieben habe. Ihre Antwort war klar und deutlich - "gemeinsame 

Ausschreibungen" sind nicht der Weg in eine erneuerbare Zukunft. Also lehnten wir 

den Antrag der Freien Wähler ganz klar ab. 

. 
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Eine Ortsumgehung für Bernau 

Die Stadtverordneten von Bernau haben sich am 25.03.2021 in ihrer Sitzung für den 

Bau einer weiträumigen Ortsumgehung ausgesprochen. Die Freien Wähler nahmen das 

zum Anlass, vom Land eine dem entsprechende Änderung des Landesstraßenbedarfs-

planes einzufordern. 

Als Grund dafür gaben sie an, dass Bernau wächst. Und zwar soll die Stadt Bernau in 

den kommenden Jahren deutlich stärker wachsen, als in den Prognosen des Landes 

bisher veranschlagt. 

Das führt vor Ort zu „Wachstumsschmerzen“, wie sie derzeit viele Kommunen in unse-

rem Land spüren. Wir kennen das ja auch aus unserer eigenen Stadt nur zu gut.  

Es ist deshalb verständlich, dass sich der Bürgerfrust über wachsende Staus in der In-

nenstadt auch in den Sitzungen von Stadtverordnetenversammlungen und Gemeinde-

vertretungen niederschlägt.  

Wenn wir allerdings im Landtag jeden einzelnen Fall zum Anlass nehmen würden, um 

den Landesstraßenbedarfsplan zu ändern, dann bräuchten wir solche Pläne in Zukunft 

gar nicht mehr erstellen. Dann regiert das Prinzip: Wer am lautesten schreit bekommt 

etwas.  

Als Landespolitiker muss es unser Anspruch sein, auf eine verhältnismäßige und faire 

Entwicklung ALLER Landesteile, Städte und Gemeinden zu achten. Auf dieser Grund-

lage erarbeiten wir Konzepte, die nachhaltige und langfristige Wirkungen entfalten sol-

len.  

Unsere Vorgänger haben 2010 den Landesstraßenbedarfsplan erstellt und beschlossen 

und dieser sieht auch eine Ortsumgehung für die Stadt Bernau vor. 

Dass diese jetzt etwas kürzer ausfallen soll, als in der ursprünglichen Planung vorgese-

hen, liegt allein daran, dass die Stadt Bernau in Eigenregie beschlossen hat, eine zu-

sätzliche Netzergänzung zu schaffen. Von den 5 Millionen Euro, die hierfür geflossen 

sind, waren 2 Millionen Euro Fördermittel des Landes. Die neue Ladestraße wurde letz-

ten Monat eröffnet und trägt schon jetzt dazu bei, den innerstädtischen Verkehr in Ber-

nau zu entlasten.  

Wie genau am Ende der Verlauf der neuen Ortsumgehung aussehen soll, wird derzeit 

noch vom zuständigen Verkehrsministerium geprüft. Das Ergebnis soll 2022 vorliegen.  
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Warum die Freien Wähler dieses Ergebnis mit ihrem Antrag bereits vorweg nehmen 

wollten, ließ sich daher nicht nachvollziehen. Daher lehnten wir diesen Antrag ab. 

 

Aus dem Wahlkreis 

Unternehmerstammtisch in Kirchmöser 

Auf Einladung des Ortsvorstehers und SPD-Fraktionsmitglieds Carsten Eichmüller fand 

am 09. September ein Unternehmerstammtisch in Kirchmöser statt.  

Etwa 25 Gewerbetreibende und Bürger nahmen daran teil, um mit der Politik ins Ge-

spräch zu kommen. Ein Thema, dass ich für mich mitnehme, sind Schwerlasttransporte. 

Die Bauteile für Windräder, die in Kirchmöser gefertigt werden, haben immer mehr bü-

rokratische Hürden zu überwinden, um an ihren Zielort geliefert zu werden.  

Die Landespolizei gibt an, dass 

ihre personelle Lage derzeit so 

angespannt ist, dass sie es 

nicht mehr schaffen, die 

Schwerlasttransporte mit den 

Rotorflügeln der Windenergie-

anlagen zu begleiten. Die Un-

ternehmen sollen das jetzt pri-

vat organisieren. Die Kosten 

dafür steigen allerdings auf das 

Sechsfache! 

Dieses Problem betrifft nicht 

nur unseren eigenen Wirt-

schaftsstandort in Kirchmöser, 

sondern verschiedene Unter-

nehmen im ganzen Land. Zum 

Beispiel hat der dänische Wind-

radhersteller Vestas gerade an-

gekündigt, seinen Standort in 

Lauchhammer mit insgesamt 

460 Mitarbeitern zu schließen, gerade auch mit Verweis auf die hohen Transportkosten. 
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Weil mir nicht einleuchten will, warum die Begleitung durch geschultes Polizeipersonal 

in anderen Bundesländern geht und bei uns nicht, habe ich mich an den Brandenburgi-

schen Innenminister Michael Stübgen gewandt, um die Rechtslage hier zu erfragen und 

Kompromisslinien auszuloten. Auf seine Antwort bin ich gespannt! Ich bleibe auf jeden 

Fall an dem Thema dran. 

Weitere Themen, die im Rahmen des Unternehmerstammtisches angesprochen wur-

den, waren der schlechte Zustand des Bahnhofs Kirchmöser, die mögliche Wohnbebau-

ung im Viertel, der Stadtteilbus, die Situation der öffentlichen Strände, fehlende Hortka-

pazitäten und viele andere.  

 

Verleihung des Brandenburger Freiheitspreises im Dom 

 

Am 02. September durfte ich im Dom St. Peter und Paul einer besonderen Gelegenheit 

beiwohnen. Beatrix Spreng wurde hier feierlich der Brandenburger Freiheitspreis verlie-

hen – eine Auszeichnung für Menschen, die sich um die Freiheit und die Demokratie in 

unserem Land in besonderer Weise verdient gemacht haben.  

 



12 
 

Beatrix Spreng übernahm im April 1994 eine neue Pfarrstelle in der evangelischen Ge-

meinde Joachimsthal. Schnell merkte sie, dass es in der Stadt ein Problem mit Rechts-

extremismus gab. Viele Jugendliche fühlten sich von der rechten Szene angesprochen 

und drohten selbst ins „rechte Milieu“ abzurutschen. 

Sie stellte sich dieser Entwicklung entschlossen entgegen, indem sie Jugendarbeit leis-

tete, Konzerte organisierte, als Notfallseelsorgerin auch die Familien Rechtsextremer 

betreute und so durch ihr Engagement und ihr mutiges Auftreten den Jugendlichen Kraft, 

Halt und Orientierung gab. 

 

Das Foto zeigt Beatrix Spreng mit Ministerpräsident Woidke und Landtagspräsidentin Liedtke 

Mit ihrer Hilfe kehrte die Zivilcourage in den Ort zurück. Mit ihrem beherzten Auftreten 

leistete sie so einen großen Beitrag dafür, dass sich die rechte Szene nicht, wie in vielen 

anderen Orten zu dieser Zeit, fest etablieren konnte. 

Dafür verlieh ihr Ministerpräsident Dietmar Woidke im Beisein vieler ehrwürdiger und 

hochrangiger Gäste den Brandenburger Freiheitspreis. Die Laudatio hielt Elke Büden-

bender – die Frau unseres Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier. 
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Erweiterung des Beetzsee-Havel-Radwegs bei Saaringen 

"Bei keiner anderen Erfindung ist das Nützliche mit dem Angenehmen so innig verbun-

den, wie beim Fahrrad." Adam Opel  

 
 
Zusammen mit meinem Mitarbeiter Thomas Bachmann nahm ich an der Zeremonie des 

ersten Spatenstichs teil und unterhielt mich im Anschluss daran angeregt mit den Mitar-

beitern der bauausführenden Firma, den anwesenden Mitarbeitern der Stadtverwaltung 

und Oberbürgermeister Steffen Scheller. 

Nicht nur als Brandenburgerin und als Landtagsabgeordnete, sondern auch ganz per-

sönlich, liegt mir das Thema Fahrrad fahren und sichere Radwege sehr am Herzen. Als 

fachlich zuständige SPD-Abgeordnete bleibe ich hier am Ball, damit unser Land und 

unsere Stadt noch fahrradfreundlicher werden! 

Alle Brandenburger Frei-

zeit-, Hobby- und Profirad-

ler können sich freuen!  

Am 21. September erfolgte 
der erste Spatenstich für 
den neuen Abschnitt des 
Beetzsee-Havel-Radwegs. 
Mit Fördermitteln in Höhe 
von 550.000 Euro von 
Bund und Land soll so die 
Lücke zwischen den beste-
henden Radwegen von 
Klein Kreutz bis Weseram 
geschlossen werden. Der 
knapp 2 km lange Teilab-
schnitt bei Saaringen wird 
in den nächsten zwei Mo-
naten von der Firma Mat-
thäi gebaut und macht das 
Radeln zwischen unseren 
Ortsteilen noch sicherer, 
attraktiver und fahrrad-
freundlicher. 
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Begegnungszentrum St. Bernhard auf dem Quenz eröffnet  

Nach mehr als einjähriger Bauzeit wurde am 25.09.2021 das St. Bernhard-Begeg-

nungszentrum auf dem Quenz feierlich eröffnet. 

 Pfarrer Hans-Martin Richter hat sich vorgenommen, hier einen spannenden Anlauf-

punkt für Jung und Alt, für Groß und Klein und für jeden und jede, die Lust auf Ge-

meinde und Gemeinschaft hat, zu schaffen. 

 
  
Dafür wünsche ich ihm von Herzen Glück, und hoffe, dass hier künftig viele Menschen 

mit unterschiedlichen Hintergründen und ganz verschiedenen Lebenssituationen einen 

Platz finden, an dem sie sich miteinander austauschen und ins Gespräch kommen 

können, an dem sie gemeinsam beten und Gottesdienst feiern, aber auch zusammen 

lachen, essen und ihre Kinder gemeinsam auf dem Spielplatz spielen. 

Es wäre schön, wenn das Begegnungszentrum bald zu einem festen Bestandteil des 

Lebens auf dem Quenz wird. 
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Presseschau 

Namensartikel in der französischen „La Croix“ 
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Die französische Tageszeitung „La Croix“ bat mich darum, für ihre Leserinnen und Leser 

in Frankreich meine Position zur Forderung der Grünen und verschiedener Umweltver-

bände, bereits vor 2038 aus der Kohleförderung und –verstromung auszusteigen, dar-

zulegen. Das tat ich gerne.  

Für alle, deren Französisch nicht so gut ist, hier noch einmal der Text auf Deutsch: 

„Ich bin dafür, dass die getroffenen Vereinbarungen zum Kohleausstieg eingehalten 

werden. Es waren harte Verhandlungen, die innerhalb der Kommission „Wachstum, 

Strukturwandel und Beschäftigung“ geführt wurden. Im Ergebnis haben sich hier alle 

Beteiligten – Vertreter der Politik, der Energiewirtschaft, von Umweltverbänden, Gewerk-

schaften sowie betroffenen Ländern und Regionen - auf einen Weg geeinigt, wie und 

bis wann der Ausstieg aus der Kohle gelingen kann. Gemeinsam beschloss man klare 

Vorgaben und Zwischenschritte und legte das Jahr 2038 als Ausstiegsdatum fest. Die-

ser Beschluss gibt allen Beteiligten Planungssicherheit und macht den bevorstehenden 

Strukturwandel berechenbar. Damit können sich die Wirtschaft, die Menschen in der 

Lausitz und den anderen betroffenen Regionen auf die vor ihnen liegenden Entwicklun-

gen einstellen.  

Die gemeinsam getroffenen Vereinbarungen wurden inzwischen in entsprechende ge-

setzliche Grundlagen und Verträge gefasst - das Kohleausstiegsgesetz, das Struktur-

stärkungsgesetz und einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit den Betreibern der Kohle-

kraftwerke. 

Die Politik muss nun verlässlich agieren. Es ist daher nicht in Ordnung, die getroffenen 

Vereinbarungen schon wieder in Frage zu stellen! In der Vereinbarung steht, dass der 

Ausstieg aus der Kohleverstromung bis spätestens 2038 erfolgen soll. Jetzt gilt es den 

Zubau von erneuerbaren Energien zügig voran zu bringen, denn die Versorgungssicher-

heit in Deutschland mit Energie muss stetig und dauerhaft gewährleistet sein. Wenn in 

der weiteren Entwicklung absehbar ist, dass Deutschland seine Stromversorgung schon 

vor 2038 sicher und zuverlässig mit erneuerbaren Energien absichern kann, dann kann 

man eventuell über einem früheren Ausstieg aus der Kohle nachdenken.“ 

Tagesspiegel Background 

Regelmäßig stellt der Tagesspiegel in seinen Sonderbeiträgen zu Verkehr, Wirtschaft 

oder Energie Personen aus der Politik vor. In der Tagesspiegel Background-Ausgabe 

vom 03.09. war ich dran. Das Interview ist zu lang, um es an dieser Stelle wiederzuge-

ben. Wer es gerne in voller Länge lesen möchte, kann sich aber gerne bei mir melden. 
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Zum Schluss… 

Mein erster Praktikant als Landtagsabgeordnete 

Vom 06. bis zum 17. September schaute mir Feliks Lipkin vom Saldern-Gymnasium als 

Praktikant bei meinen Aufgaben als Landtagsabgeordnete über die Schulter.  

Er nahm mit mir an Bürgergesprächen teil, begleitete mich zu Wahlkreisterminen, war 

mit im Landtag, als dort Ausschusssitzungen stattfanden, übernahm Aufgaben im Büro 

und half mir sogar bei der Erarbeitung der Grundlagen für meine nächste Rede im Ple-

num. 

Ein besonderes Highlight seines Praktikums war die gemeinsame Teilnahme am DOSB-

Sportabzeichentag im Stadion am Quenz. Gemeinsam liefen, sprangen und warfen wir, 

um am Ende beide das Deutsche Sportabzeichen zu erhalten – ganz gemäß dem Motto 

der Veranstaltung: „Nimm die Herausforderung an!“ 

 

Hier sind Feliks und ich im Gespräch mit dem Brandenburger Extremsportler Sebastian „Satu“ 
Kopke, der ebenfalls am Sportabzeichentag teilnahm 

Es hat mir großen Spaß gemacht, Feliks einen Einblick in meine Arbeit als Abgeordnete 

zu geben. Für seinen weiteren Weg wünsche ich ihm alles Gute! Gleichzeitig würde ich 

mich freuen, wenn sich auch andere junge Menschen für ein Praktikum in meinem Büro 

entscheiden. Wenn Euch das interessiert, dann bewerbt Euch gerne! 
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